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Wichtige Mittei,lungen für alle Wahlberechtigten 

durchlesen und weitergeben ~ 



Für alle Leute, denen die SPD in Hessen - nach 20 Jahren - lange genug regiert hat: 

Es ist Zeit für einen Wechsel in Hessen · 
:Jach 20 Jahren ist die SPD-Regierung festgefahren. Die meisten Gemeinden sind überschuldet. Die Schulden Frankfurts z. B. be­
~ragen allein 2 Milliarden, damit ist jeder Frankfurter Einwohner - ob Kind, ob Greis - mit DM 1987.- belastet. Die SPD-Regierung 
'lat jahrelang eine konjunkturwidrige und preissteigernde Finanzpolitik betrieben. Das Haushaltsvolumen des Landes wurde allein 
von 1964 auf 1965 um mehr als 14 Ofo ausgeweitet. Damit hält Hessen unter den deutschen Ländern einen traurigen Rekord. Hier 
~ iegt eine der sch:-verwiegendsten Ursachen für Unbehagen und Sorge, die sich trotz hohen Lebensstandards in der Bevölkerung aus­
,breiten. 

Für alle Leute, denen die SPD in Hessen - nach 20 Jahre~ ..:... lange ge~ug regiert hat: 

Die 'Freien Demokr_ten sind. die bessere Alternative 
Tatkräftige und verantwortungsbewußte Fachleute in unseren Städten und Dörfern wollen mit den Freien Demokraten ein neues, 
ein modernes, ein gerechtes - eben ein liberales Hessen aufOauerY. 

Allen Le!,l,ten, denen Freiheit und Recht noch etwas bedeuten und die mit uns einen modernen und liberalen Staat wünschen, wird 
hier der Weg gewiesen: 

·10 Thesen fü·r ·ein 'neues Hessen 
1. Die Kandidaten der Freien Demokra­
ten werden ~afür sorgen, daß nicht wei­
terhin Genossen von Genossen "kontrol­
liert" werden. Solange die SPD die abso­
lute Mehrheit besitzt, Ist der Landtag -
zu unser aller Schaden - kein funktions­
fihlges Kontrollorgan der Regierung, 
sondern nur der verlängerte Arm dieser 
Partei. 
Wir wollen. daß die SPD die absolute 
Mehrheit verliert, damit sie in Hessen 
nicht mehr machen kann, was sie will, 
sondern gezwungen wird, sich an die 
demokratischen Grundregeln zu halten. 

~ 2. Die Kandidaten der Freien Demokra-
, ten fordern staatliche NeuglIederung und 

eine Verwaltungsreform nach den moder­
nen Grundsätzen der W~ftlichkeit 
und der ZW@mäßlgk~it. Sie slnagegen 
die kostspiell~aaterel. 

Ober die Landesplanung soll eine territo­
riale Neugliederung in leistungsfähige 
Regiaaen erfolgen, die zu Selbstverwal­
tungskörperschaften ausgebaut werden, 
damit die v~teten und kostspieligen 
RegierungsbezlrRe verschwinden: Die 
VerWa1tt:tAssarbeit kleinerer Gemeinden 

I soll unter Wahrung der Selbstverwal­
tung in Verwaltungsämtern ZUSalllmer:l­
gefaßt werden. Der technische Verwal-
tungsablauf ist zu rationalisieren. Um die 
SteJlung des Bürgers gegenüber der Ver­
waltung zu stärken, fordern die Freien 
Demokraten ei!le von Verwaltung, Par­
lament und Parteien unabhängige Stelle: 
einen Vertrauensmann für den Bürger 
(Ombudsmann nach skandinavischem 
Muster). Sinnvolle Reformen schaffen das 
Neue Hessen. 

3. Die Kandidaten der Freien Demokra­
ten setzen sich für eine unabhängige 
Selbstverwaltung der Gemeinden ein. Die 
staatliche Bevormundung und die Me­
thode politisch gezielter Zweckzuweisun­
gen müssen ein Ende haben. Statt dessen 
ist den Gemeinden durch Gesetz ein für 
die Erfütlung Ihrer Aufgaben ausreichen­
der Anteil an den Steuereinnahmen zu 
sichern, damit Ihr Weg In die Verschul­
dung abgestoppt wird. Die hessischen 
Gemeinden liegen mit einer durchschnitt-

lichen Verschuldung von 779 DM Je Ein­
wohner nicht nur weit über dem Bundes­
eturchschnitt (502 DM Je Einwohner), son­
dern auch mit weitem Abstand vor dem 
nächsHolgenden Land Rheinland/Pfalz 
(579 DM je Einwohner). • 
Um dem parteipolitischen Ämterhandel 
ein Ende zu setzen, fordern wir, daß die 
Bürgermeister von den Bürgern in direk­
ter Wahl gewählt werden (Urwahl). Durch 
ihre unmittelbare Entscheidung würde 
die Bürgerschaft näher an das kommuna­
le Leben herangeführt. 

4. Die Freien Demokraten fordern anstel­
le der rücksichtslosen Vettern- und Par­
teibuchwirtsc:;haft der SPD eine Personal­
politik, bel der es nur nach Fähigkeit und 
Leistung geht. . 
Durch eine scharf und politisch gelenkte 
Personalpolitik hat es die Sozialdemo­
kratische Part~i in 20 Jahren fertigge­
bracht, alle Bereiche der Staats- und 
Selbstverwaltung im Lande Hessen' mit . 
ihren Mitgliedern nabezu lückenlos zu 
durchsetzen. Daraus folgt eine politische 
Beeinflussung des gesamten Verwal­
tungsapparates, der allzu oft die Sach­
entscheidung zu einer politischen Ent­
scheidung macht. 

5. Die Kandidaten der Freien- Demokra­
ten wissen, daß Bildung die solideste 
Grundlage einer freien und sozialen De­
mokratie Ist, daß nur Bildung In Wahr­
heit frei macht. Sie fordern deshalb 
gleiche Bildungschancen für alle. 
Besonderer Förd~rung bedarf das Schul­
wesen auf dem Lande, vor allem durch 
Mittelpunktschulen und den Ausbau der 
landwirtschaftlichen Bildungseinrichtun­
gen. Die Organisation des Schulwesens 
muß den verschiedenartigen Begabungen 
gerecht werden. Der Übergang zu wei­
terführenden Schulen muß erleichtert und 
der Zweite Bildungsweg weiter ausge­
baut werden. Die Freien Demokraten un­
terstützen Schulversuche. Sie sind not­
wendig für den Fortschritt, dürfen aber 
nicht zu einer stillschweigenden Struk­
turveränderung führen, weil dadurch der 
allgemeine Schulwirrwarr in Deutschland 
noch vergrößert würde. Wie jedermann 

·weiß, lehnen die Freien Demokraten die 
KonfessionssdlUle ab. Unsere Bildungs­
einrichtungen sollen nicht· nur Wissen 
vermitteln, sondern freie demokratische 
Staatsbürger heranbilden. 

6. Die Kandidaten der Freien Demokra­
ten meinen, daß Krankenhäuer für Hes­
sen wichtiger sind als Dorfgemeinschafts­
häuser, weil Hessen mit 6,1 Krankenbet­
ten auf 1000 Einwohner welt ' unter dem 
Bundesdurc::hsd1nltt (7,1 auf 1000) und an 
zweHletzter Stelle unter den Ländern 
liegt. Hessen Hegt eben nicht vom. 
Die Freien Demokraten geben der Ge­
sundheitspolitik und der Altenfürsorge 
Vorrang vor allen sozjalpolitischen Maß· 
nahmen. Sie fordern deshalb eine ein­
heitliche Gesundheitsgesetzgebung in 
Bund und Ländern, eine wirksame Aus­
bildungsförderung für die Sozialberufe~ 

Der moderne Mensch lebt ungesund. Hier 
kann nur ein ganzes Bündel vo.n ~aß­
nahmen vom Kinderspielplatz über den 
Sport bis zum Naturschutzpark Abhilfe 
schaffen. 
Viele: Bikger in Hessen haben Angst, 
durch .die Automation ihre Arbeitsplätze 
zu verlieren. Die Freien Demokraten .for­
dern deshalb eine Stiftung "Neues Res­
sen", die dort Hilfen gewährt, wo siel! 
bei der beruflichen Umstellung Schwie­
rigkeiten ergeben. Wer die Vorteile des 
Fortschrittes genießt, ist aufgerufen, auch 
etwas gegen die nachteiligen Folgen zu 
tun. 

7. Die Kandidatetl der Freien Demokra- ' 
ten stellen fest, daß die Finanz- und 
Haushaltspolitik des Landes Hessen In 
den letzten Jahren konjunkturwidrig und 
preistreibend war. Die Freien Demokra­
ten wollen die Erfolge der liberalen- Wirt­
schaftspolitik sichern. 
Sie fordern deshalb; daß sich die öffent-

. liehe Hand und besonders auch das Land 
Hessen konjunkturgerecht und wettbe­
werbskonform verhalten. Die nach dem 
Hessenplan für die Jahre 1965 bis 1967 
vorg'eschlagene zusätzliche.Kreditaufnah­
me von 1,8 Milliarden steht in krassem 
Widerspruch zur Lage des Kapitalmark­
tes. Die Freien Demokraten wenden sich 
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gegen die Ausplünderung des Kapital­
marktes durch die öffentliche Hand, weil 
dadurch die Wettbewerbsfähigkeit uns~­
rer Wirtschaft und die Arbeitsplätze in 
Gefahr geraten. Sie fordern deshalb die . 
Unterstützung der Stabilisierungsgesetze 
durch die hessische landesregierung im 
Bundesrat. 
B. Die Kandidaten der Freien Demokra­
ten vertreten die Auffassung, daß eine 
leistungsfähige Landwirtschaft auch In 
der modemen Industriegesellschaft ge­
braucht wird, um die Ernährung unseres 
Volkes zu sichern. 
Aus volkswirtschaftlichen und sozialen 
Gründen halten sie leistungsfähige Fa­
milienbetriebe für die solideste Grund­
lage einer vernünftigen Agrarpolitik. 
Der hessischen landwirtschaft muß der 
übergang zur EWG durch- e!n geeigne-
tes Gesetz erleichtert werden. . 
Der Verkauf von Wirtschaftsflächen soll 
durch Prämien an die Veräußerer geför­
dert werden1 damit angemessene Be­
triebsgrößen entstehen. Die Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agr:arstruktur sind 
fortzusetzen. . 
Die fachliche Aus- und Weiterbildung von 
jungen Landwirten ist nach den Grund­
sätzen des Zweiten Bildungsweges zu 
fördern: 
9. Die Kandidaten der Freien Demokra­
ten setzen sich für ,eine Verkehrspolitik 
ein, die dem Verkehrschaos auf unseren 
Straßen. wirksam begegnet. Deshalb for­
dern sie: 

• Die Beseitigung von Unfallschwer .. 
punkten durch bauliche SofortmaBnah­
men und verstärkten Bau von kreuzungs­
freien Verkehrsknotenpunkten. 

• Den Neu-, Um- und Ausbau von Stra­
ßen mit überörtlicher Bedeutung für den 
Berufs- und Lokalverkehr zur Entlastung 
der Autobahnen und Fernverkehrsstra­
ßen. Der Zugang zu den Arbeitsplätzen 
und den Stadtzentren muß erleichtert 
werden. Langfristige Vorausplanung der 
linienführung von Ortsumgehungen und 
Straßenneubauten sind notwendig, damit 
nicht die letzten Möglichkeiten verbaut 
werden. 

• Sinnvolle Verbesserung der Massen­
verkehrsmittel. 

• Entlastung der Straßen dl,Jrch ausrei­
chenden Parkraum. 

• Dreispurige Bundesstraßen. 

• Beim Bau von Autobahnen den drei­
spurigen Ausbau vorsehen. 

• Mehrstöckige Verkehrswege, wo Eng­
pässe dazu zwingen. 

15000 Verkehrstote machen schnelles 
Handeln flotwendig. Das kostet sehr viel 
Geld. Deshalb fordern die Freien Demo­
krat~ seit Jahren, daß die Kraftfahrzeug­
und Mineralölsteuer in vollem Umfange 
dem StraßenIJau zugeführt wird. 

10. Die Kandidaten der Freien Demokra­
ten lehnen die Verschwendung von Steu-

, . 

Was ist die FDP? 
Freiheitlich: 
Die Freiheit d.es Menschen ist die Grundlage unseres, Handeins. Wir stehen für alle 
Menschen In unserem lande, die freiheitlich handeln und denken und bereit sind, 
die daraus folgende Verantwortung für sich und die Gemeinschaft zu tragen. , 
In der Kulturpolitik sind Geistesfreiheit und Toleranz zu stärken. Wir lehnen den 
Mißbrauch der Religion im politischen Tageskampf ebenso ab wie den Mißbrauch 
einer Parteiherrschaft in den öffentlichen Ämtern. 

Wir werden .die dem Gesamtwohl dienende Marktwirtschaft weiterentwickeln. Wir 
werden unser Volk schützen vor Machtkonzentration, vor dirigistischer Planwirtschaft 
und anderen sozialistischen Experimenten wie das wirtschaftliche Mitbestimmungs­
recht außerbetrieblicher Organis~tionen,. Um die Ernährung unseres Volkes zu 
sichern, werden wir die leistungsfähigkeit unserer Landwirtschaft stärken. 

Wir brauchen Staa sbürger, die v.erantwortung und Pflichten für die Gemeinschaft 
übernehmen. Ohne sie geht unsere Freiheit wieder zugrunde. 

Sozial: 
Unsere Sozialpolitik in Bund und Ländern soll jedem Menschen ein Höchstmaß an 
persönlicher Freiheit und wirtschaftlicher Sicherheit garantieren. Ohne Rücksicht auf 
Herkunft und Besitz soll jeder nach Begabung und Leistung am gesellschaftlichen 
Fortschritt teilhaben. Jeder muß die Chance haben, 'Eigentum zu. bilden. Wer unver­
schuldet in Not gerät, muß sich auf die Gemeinschaft voll verlassen können. 

NationalbewuBt: 
Kein Deutscher ist wirklich ganz frei , soLange nicht ganz Deutschland frei ist. Wir 
fordern für unser Volk das Recht, unser gemeinsames Leben selbst zu bestimmen; 
wie es die anderen Völker haben. 

Nationalistische Großmannssucht · und wirtschaftliche Abkapselung vom Ausl.and wßr­
den von uns abgelehnt. Wir Deutschen sind auf das Zusammenleben mit den ande­
ren Völkern angewiesen. Die beste nationale Politik ist eine weltOffene Politik. Unser 
Ziel ist ~in vereinigtes Deutschland in einer europäischen Gemeinschaft. 

• 
ergeldern für öffentliche Luxusbauten ab. 
Auch der Staat muß mit unserem Geld 
sparsam und wirtschaftlich umgehen, wie 
das die Freien Demokraten seit Jahren 
gefordert haben: das Notwendige zuerst, 
das Wünschenswerte spiterl ~ 

Daraus ergibt sich für die Freien Demo­
kraten die folgende Dringlichkeitsord­
nung: 

1 .. Den ersten Rang haben alle Maß­
nahmen, die den Menschen unmit­
telbar angehen: so die Förderung 
von Einrichtungen der .Gesundheits­
pflege und der Krankenfürsorge, der 
Wasserversorgung und der Abwas­
serbeseitigung. 

2. An zweiter Stelle stehen die Inve­
stitionen, die für einen modernen 
und zweckmäßigen Ausbau unseres 
gesamten Bildungswesens erforder­
lich sind, vom Kindergarten bis zur 
Universität. 

3. Dfe zur Behebung der Notstände im 
. Straßenverkehr erforderlichen Inve­
stitionen gehören gleichfalls zu den 
vordringlichsten Maßnahmen in Hes­
sen ... 

Die Förderung aller übrigen Investitionen 
durch das Land Hessen erhält einen 
nachgeordneten Rang. . 

Nur mit einer disziplinierten FinanzPolitik 
können wir die groBen Aufgaben unserer 
Zelt bewältIgen - können wir das Neue 
Hessen baLien. 

Heinrich Kohl, 
MdL, Landesvorsitzender 

An die 

Freie DemokraUsche Partei 
'Landesverband Hessen 

6 Frankfurt 

Postfach 7745 

x Bitte senden Sie mir Ihre Informa­
tionen über die FDP 

)(' Bitte senden Sie mir einen Aufnah­
meschein tür die Mftgliedschaft in der 
FDP . 

Name: 

Anschrift : 

x Gewünschtes bitte unterstreichen. 

..; 
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5 itzenkandidaten für die Landtagswahl . - ---

20 J_hre' sind genug! 
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Weckt Hessen .. auf 
mit Freien Demokraten 
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